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Bürger. Der sozialistische Staat schützt 
seine staatlichen, wirtschaftlichen und mili­
tärischen Geheimnisse allseitig gegenüber 
jedermann.

Artikel 2 
Grundlagen und Zweck 

der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit

Die sozialistische Gesellschaftsordnung 
gewährleistet, daß in ihr jeder Bürger sein 
Leben in voller Wahrung seiner Würde, 
seiner Freiheit und seiner Menschenrechte 
in Übereinstimmung mit den Rechten und 
Interessen der sozialistischen Gesellschaft, 
des Staates und seiner Bürger gestalten 
kann. Wer dennoch eine Straftat begeht, 
hat dafür vor der Gesellschaft einzustehen. 
Die gerechte Anwendung des Strafrechts 
erfordert, daß jede Straftat aufgedeckt und 
der Schuldige zur Verantwortung gezogen 
wird. Zweck der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit ist es, die sozialistische Staats­
und Gesellschaftsordnung, die Bürger und 
ihre Rechte vor kriminellen Handlungen 
zu schützen, Straftaten vorzubeugen und 
den Gesetzesverletzer wirksam zu sozia­
listischer Staatsdisziplin und zu verant­
wortungsbewußtem Verhalten im gesell­
schaftlichen und persönlichen Leben zu 
erziehen.

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
wird verwirklicht durch nachdrückliche 
staatliche und gesellschaftliche Einwirkung 
auf den Gesetzesverletzer sowie durch seine 
Bewährung und Wiedergutmachung.

Die Freiheitsstrafe ist die strengste 
Maßnahme der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit, die den wirksamen Schutz der 
sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord­
nung und der Rechte der Bürger sowie die 
nachdrückliche Erziehung von Straftätern 
gewährleistet, die sich schwerwiegender 
Straftaten schuldig machen oder sich hart­
näckig der erzieherischen Einwirkung des 
Staates und der Gesellschaft verschließen.

Gegen Täter, die sich wegen weniger 
schwerwiegender Handlungen verantwor­
ten müssen, werden Maßnahmen der ge­
sellschaftlichen Organe der Rechtspflege 
und Strafen ohne Freiheitsentzug ange­
wandt.

Artikel 3 
Verantwortung der staatlichen 
und gesellschaftlichen Organe 

für die Verhütung von Straftaten

Die Leiter der Betriebe, der staatlichen 
Organe und Einrichtungen, die Vorstände 
der Genossenschaften und die Leitungen 
der gesellschaftlichen Organisationen haben 
die Aufgabe, die Bürger zu hoher Wach­
samkeit gegenüber feindlichen Anschlägen 
und feindlichen ideologischen Einflüssen 
und zur Unduldsamkeit gegenüber Verlet­
zungen der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und Disziplin zu erziehen.

Sie sind dafür verantwortlich und re­
chenschaftspflichtig, daß in ihrem Aufga­
benbereich durch eine wissenschaftliche Lei­
tungstätigkeit und Erziehungsarbeit im 
engen Zusammenwirken mit den Bürgern 
Straftaten vorgebeugt wird und Gesetzes­
verletzer zu ehrlichem und verantwortungs­
bewußtem Verhalten erzogen werden. Dazu 
haben sie Ursachen und Bedingungen von 
Straftaten zu beseitigen, Gesetzlichkeit und 
Disziplin zu festigen und Sicherheit und 
Ordnung zu gewährleisten.

Die staatlichen und gesellschaftlichen 
Organe der Rechtspflege sind verpflichtet, 
mit ihren Erfahrungen Staats- und Wirt­
schaftsorgane, Betriebe, Einrichtungen, Ge­
nossenschaften und Massenorganisationen 
und gesellschaftliche Kollektive bei der 
Verhütung von Straftaten und der gesell­
schaftlichen Erziehung Straffälliger wirk­
sam zu unterstützen und dabei auf die 
Vervollkommnung der Leitungstätigkeit 
und Erziehungsarbeit hinzuwirken.

Hinweis: Vgl. Art. 90 Verf.; §§ 26, 32 und 
46 StGB; §§ 2, 18, 19 und 256 StPO; §2 
Abs. 6 und 7, §§ 34, 38 und 68 Gesetz vom
12. 7. 1973 über die örtlichen Volksvertre­
tungen und ihre Organe (GBl. I Nr. 32 
S. 313); §7 VEB/VVB-VO; Beschluß vom
13. 6. 1974 über die Verbesserung der 
Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft (GBl. I 
Nr. 32 S. 313).

Artikel 4 
Schutz der Würde und der Rechte 

des Menschen

Die Würde des Menschen, seine Freiheit 
und seine Rechte stehen unter dem Schutz


